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	Milieuschutz mit Augenmaß



Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:

1. Das Bezirksamt hat bei seinen Prüfkriterien für die Erhaltungssatzungsgebiete (vgl. Drucksache 1191/XIX) unter Position Verfahrensfreie Bauvorhaben festgelegt, dass bei der Schaffung besonders hochwertiger Wohnungsausstattungen (Tz. 2.1.2) für den Einbau von Einbauküchen grundsätzlich keine Genehmigung erteilt werden darf. 

Dieser Unterpunkt ist ersatzlos zu streichen.

2. Das Bezirksamt hat außerdem für sich festgelegt, dass grundsätzlich keine Genehmigungen für den Einbau von Zweitbädern und Gäste-WC in Wohnungen mit 4 und weniger Aufenthaltsräumen erfolgen dürfen. (Tz. 2.1.2)

Dieser Unterpunkt ist ebenfalls zu streichen und in eine neu zu schaffende Kategorie (2.1.3: Maßnahmen, die einer speziellen Einzelfallprüfung bedürfen) aufzunehmen.

3. Das Bezirksamt schließt ebenfalls den Einbau von Gegensprechanlagen mit Video-überwachung grundsätzlich aus (Tz. 2.1.2). 

Auch dieser Unterpunkt ist zu streichen und in eine neu zu schaffende Kategorie (2.1.3: Maßnahmen, die einer speziellen Einzelfallprüfung bedürfen) aufzunehmen.

Begründung:

Mit der Reglementierung beim Einbau von Einbauküchen macht sich das Bezirksamt bestenfalls lächerlich und den Milieuschutz zum absurden Theater. Bis vor wenigen Jahren waren Wohnungen ohne Einbauküche in Berlin faktisch nicht vermietbar. Einbauküchen gehörten auch lange Zeit zur Standardausstattung des sozialen Wohnungsbaus. 

In der Praxis bedeutet die Maßnahme, dass jeder Einbau einer Einbauküche in den drei Erhaltungssatzungsgebieten Bayerischer Platz, Kaiser-Wilhelm-Platz und Großgörschenstraße bei konsequenter Anwendung der Prüfkriterien nicht genehmigungsfähig ist. 

Bei großzügigerer Auslegung der Prüfkriterien bedeutet es mindestens, dass der Einbau einer Einbauküche im Einzelfall darauf zu überprüfen ist, ob hier Luxusausstattung vorliegt. Doch ab wann liegt eine Luxusausstattung vor, ab einem Preis von 5.000 €, 10.000 € oder 20.000 €? Welche technischen Standards darf die Küche haben? Habe ich große Küchenräume und eine größere Familie, bedarf es höherer Schrankkapazitäten, diese erhöhen den Küchenpreis automatisch. 

Bereits diese Fragestellungen machen klar, dass Einbauküchen in den Prüfkriterien für  Milieuschutzverordnungen nichts zu suchen haben. 

Bei einer fünfstelligen Zahl von Wohneinheiten wird dadurch ein bürokratisches Monster geschaffen, das auch in unangemessener Weise Personalkosten für die Antragsbearbeitung bindet.

Zusätzlich ist aufgrund der Gutachten für die Milieuschutzgebiete bekannt, dass z.B. im Gebiet Bayerischer Platz rd. 30% der Haushalte Wohnungseigentümer sind. Ihnen würde unter den jetzigen Bedingungen des Milieuschutzes der Kauf einer hochwertigen Einbauküche verboten, damit sie vor sich selbst gegen die Verdrängung aus ihrem angestammten Wohngebiet geschützt werden. Das ist eine Vorstellung, die jeden Kabarettisten erfreuen wird.

Hinsichtlich der Punkte 2 und 3 ist die Berücksichtigung als Prüfkriterien für den Milieuschutz grundsätzlich vertretbar. Das Bezirksamt sollte hier jedoch das Mittel der Einzelfallprüfung wählen. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Frage von Zweitbädern und Toiletten. Für 4-5köpfige Familien

oder Personen mit pflegebedürftigen Angehörigen können durchaus solche Einbauten mit Einverständnis der Mieter bzw. bei Selbstnutzung durch die Eigentümer sinnvoll und notwendig sein. Für solche Einzelfallentscheidungen sollte sich das Bezirksamt Handlungsspielräume lassen. Der gleiche Sachverhalt, hier jedoch im Hinblick auf die Sicherheit im Gebäude, ist auch bei modernen Gegensprechanlagen der Fall. 

Berlin, den 07.10.2014

Herr Olschewski, Ralf





Frau Preußker, Wanda



Fraktion der CDU
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